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Zur heutigen Befassung des Bundesrates mit dem Windenergie-auf-See-Gesetz (WindSeeG)
erklärt Kerstin Andreae, Vorsitzende der BDEW-Hauptgeschäftsführung:

„Mit der Novelle des Windenergie-auf-See-Gesetzes wird ein wichtiger Schritt für den weiteren
Ausbau der Offshore-Windenergie getan. Im weiteren Gesetzgebungsverfahren kommt es darauf an,
die Regelungen so auszugestalten, dass sie verlässliche Bedingungen für Investitionen und die
tatsächliche Realisierung der Projekte zu schaffen. Der Bundesrat hat viele wichtige Punkte bereits
in seiner Entschließung im Juni 2026 adressiert. Der Bundestag sollte diese Empfehlungen
berücksichtigen. Der Abschluss der WindSeeG-Novelle bis Ende 2026 ist unerlässlich, um in 2027
nach beihilferechtlicher Genehmigung durch die EU-Kommission neue Flächen zu vergeben und die
Kontinuität des Offshore-Wind-Ausbaus in Deutschland sicherzustellen.

Aus Sicht der Energiewirtschaft gilt: Wir brauchen ein einstufiges Ausschreibungsverfahren auf
Basis zweiseitiger Differenzverträge, die die Realisierungswahrscheinlichkeit stärken. Eine
wirksame Indexierung zur Berücksichtigung der Kostenentwicklungen senkt mögliche
Risikoaufschläge und führt daher gerade in den Anfangsjahren zu geringeren Stromkosten. Das
vorgesehene zweistufige Verfahren setzt dagegen die Fehlanreize für riskante Gebote fort und kann
die Akteursvielfalt weiter reduzieren.

Die Verlängerung der Betriebszeit auf 35 Jahre ist richtig. Gleichzeitig müssen aber auch die
regulatorischen Rahmenbedingungen im EnWG und die Regulierung der Offshore-
Netzanbindungssysteme entsprechend angepasst werden.

Für bereits bezuschlagte Flächen der Ausschreibungen 2023 bis 2025 braucht es zudem eine
frühzeitige, geordnete Rückgabeoption mit schneller Neuausschreibung, falls Projekte nicht
realisiert werden können. So wird verhindert, dass Flächen auf Jahre blockiert bleiben,
Netzanschlüsse nicht effizient ausgelastet werden und der Lieferkette ein Fadenriss droht.

Wir unterstützen die Beibehaltung der Ausbauziele. Zugleich muss der Ausbau künftig noch
kosteneffizienter erfolgen. Deshalb schlagen wir ein Unterziel in einer Größenordnung von zehn
Gigawatt für grenzüberschreitende Kooperationsprojekte als Teil des Ausbauziels von 70 Gigawatt
bis 2045 vor. Im Gesetz sollte zudem geregelt werden, nach welchen konkreten Kriterien diese



Projekte auf die Ausbauziele angerechnet werden. Das schafft die notwendige Grundlage für die
Steigerung der Kosteneffizienz durch eine vorausschauende Reduzierung der Leistungsdichte in der
deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und eine verstärkte Kooperation mit den
Nachbarstaaten.“
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